- 2 -

A N L A G E  1

	Expertenhearing im Landesjugendamt Rheinland 

- Unterausschuss Struktur und Planung der Jugendhilfe / 5.12.2006, 6.2.2007 -
„Erziehungshilfe unter freiheitsbeschränkenden und freiheitsentziehenden 

Bedingungen“

1. Freiheitsbeschränkung und Freiheitsentzug unterscheiden sich. Freiheitsbeschränkung ist das Erschweren oder der kurzfristige Ausschluss der Bewegungsfreiheit. Dementsprechend liegt Freiheitsbeschränkung dann vor, wenn Ausgang begleitet oder ein Ausgangsverbot für maximal wenige Stunden ausgesprochen wird. Freiheitsentzug ist der längerfristige Ausschluss der Bewegungsfreiheit.  

2. Freiheitsbeschränkung sollte idealerweise auf einer pädagogischen Vereinbarung und damit auf einer Zustimmung des Minderjährigen beruhen. Daher darf Freiheitsbeschränkung Teil eines individuellen pädagogischen Konzeptes sein. 

3. Freiheitsentzug in der Jugendhilfe stellt ein Element intensiven Zwangs dar und ist pä-dagogisch nicht begründbar, da Pädagogik das Ziel hat, zu einem eigenständigen Leben in unserer Gesellschaft zu befähigen. Freiheitsentzug ist nur als Element der Gefahrenabwehr zulässig. Ob eine Gefahr für Leib oder Leben vorliegt, muss in jedem Einzelfall hinterfragt werden. 

4. Bei Freiheitsentzug ist ein spezifisches pädagogisches Konzept erforderlich, das durch verlässliche Beziehung, Überzeugung und Glaubwürdigkeit in der Lage ist, die auf die Psyche des Minderjährigen wirkenden Belastungen des Freiheitsentzuges zu mindern und damit die Voraussetzungen für einen auf Vertrauen gestützten pädagogischen Prozess zu eröffnen. Bedingung ist daher, dass der Minderjährige den Freiheitsentzug als Ausdruck zwischenmenschlicher, persönlicher Auseinandersetzung empfindet. 

5. Das Konzept erfordert Rollenklarheit in der Doppelfunktion der Erziehung und der Gefahrenabwehr. Glaubwürdig handelt dabei der Pädagoge, wenn er dem Minderjährigen die normativen Grundlagen des Freiheitsentzugs erläutert und in Zusammenhang mit der Aufrechterhaltung des Freiheitsentzuges fortlaufend (¹) dessen weitere Notwendigkeit überprüft. Der Minderjährige muss die Möglichkeit besitzen, sich an eine externe, professionelle Vertrauensperson zu wenden.  

_________________________________________________________________________
(¹) Dies beinhaltet gleichzeitig eine Zielorientierung in Bezug auf Lockerung oder Beendigung des Freiheitsentzuges. Gleichzeitig ist dem Willen des Sorgeberechtigten unverzüglich Rechnung zu tragen, sofern dieser die Beendigung der Freiheitsentzuges verlangt. Im Rahmen des pädagogischen Prozesses kommt es darauf an, dass der Minderjährige erreichbar ist, sollte dies nach Ablauf einer Maximalfrist von 6 Monaten nicht der Fall sein, muss der Freiheitsentzug unverzüglich beendet werden. 



	6.  Das Konzept beinhaltet hohe personelle und fachliche Standards (²) sowie eine intensive Betreuung innerhalb einer eindeutigen und transparenten Struktur. Dies ist die Grundlage für einen gemeinsamen Weg aus dem Freiheitsentzug.

7.  Auf der Grundlage des Gruppenkonzepts erhält jeder Minderjährige eine individuelle Förderung entsprechend seines persönlichen Hilfebedarfs. Ziel ist es, die Selbstbestimmung und Selbstverantwortung zu stärken und somit die Voraussetzungen für eine Beendigung des Freiheitsentzuges zu erarbeiten. 

8.  Die Jugendhilfe verfolgt, wenn sie Freiheitsentzug praktiziert, primär nicht das Ziel, Entweichungen zu verhindern. Die Betreuungssituation wird bei intensiver Tagesstruktur mit adäquaten Freiheiten zur Wahrnehmung persönlicher Bedürfnisse wie Hobbys, Bewegung, Sichzurückziehen verbunden.  

9.   Begleiteter Ausgang ist unumgänglich.

10.  Der Einschluss in einem Raum kann keine pädagogische Maßnahme darstellen, ist allenfalls bei Gefahr für Leib oder Leben in Begleitung eines Pädagogen verantwortbar.

_________________________________________________________________________
(²) siehe „Rheinisches Modell“ / Beschluss des Landschaftsausschusses vom 11.11.2005 (Anlage 2)




